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XIII. Gesetzgebungsperiode 

P~~~ ~ 1 3. DGz. 1972 i~.,",.N__ . No ... dPP-,"ft 
A n fra g e 

der Abg.Regensburger, Harwalik 
und Genossen 
an den Bundesminister für Finanzen 
betreffend Administrationszulagen für Lehrer 

Die erweiterte Bundessektionsleitung der Pflichtschullehrer 
befaßte sich am 21.September 1972 eingehend mir den Kon­
sequenzen der Verwaltungsdienstzulage für Lehrer und Schul­
aufsichtsbeamte. Die Bundessektion Pflichtschullehrer hat 
gemeinsam mit den übrigen Lehrersektionen die Forderung 
erhoben, daß nach Inkrafttreten der 24.Gehaltsgesetznovelle 
(Gesetzwerdung der Verwaltungsdi~nstzulage für Beamte der 
allgemeinen Verwal tung) eine·,Administrationsdienstzulage für 
die Besoldungsgruppen 5 und 6 geschaffen werden muß. 

Schon im Mai des Jahres 1972 haben die Bundessektionen der 
Lehrergruppen in der Gewerkschaft der ~ffentlich Bediensteten 
in gevlerkschaftlicher Solidari tät der 24 • Gehaltsgesetznovelle 
nur unter der Voraussetzung zugestimmt, daß im Anschluß an 
die Gesetzwerdung der Verwaltungsdienstzulage für Beamte der 
allgemeinen Verwaltung auch für Lehrer undSchulaufsichtsbe­
amte eine Relationskorrektur vom Präsidium der Gewerkschaft 
der'~ffentlich Bediensteten vertreten wird. 

Da die Verwaltungsdienstzulage bereits am 1.Dezember 1972 zur 
Auszahlung gelangt, verschieben sich die Besoldungsverhältnisse 
für Lehrer und Schulaufsichtsbeamte äußerst ungünstig. 

Die Lehrersektionen der Berufsschullehrer, der Lehrer an 
allgemein-bildenden h~heren Schulen, der Lehrer an berufs­
bildenden mittleren und h~heren Schulen und die Pflichtschul­
lehrer kamen bezüglich einer Schuladministrationsdienstzulage für 
Lehrer und Schulaufsichtsbeamte überein, gemeinsam eine Forde­
rung an das Präsidium der Gewerkschaft der ~ffentlich Bediensteten 
zu richten. 
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Die genannten Bundessektionen berieten in einem eigenen 
Ausschuß die sch\vierige Situation und überreichten a.ID 6. 10.1972 
dem Präsidium der Gewerkschaft der öffentlich Bediensteten ge­
meinsam ihre Forderung: 
Die Bundessektionen 10, 11,12 und 14 in der Ge\'lerkschaft der 
öffentlich Bediensteten teilten am 29.Mai 1972 den beiden 
Vorsitzenden der Gewerkschaft der öffentlich Bediensteten, 
Nationalrat Dr.Alfred Gasperschitz und Bundesrat Josef Seidl, 
mit, daß die vier Lehrersektionen in gewerkschaftlicher Soli­
darität der 24.Gehaltsgesetznovelle nur unter der Voraussetzung 
zustimmen,daß nach der parlamentarischen Behandlung dieser Novel~ 
im Herbst "1972 die Relationen zwischen den Besoldungsgruppen 
der allgemeinen Verwaltung, der Lehrer und Schulaufsichtsbe­
amten wiederhergestellt werden müssen. 

Die Wiederherstellung der Relationen muß in Form einer Zulage 
erfolgen, die vi~rzehl1.m8.1 pro ,Tahr zur Auszahlung gelaugt un.Q. 
ruhegenußfähig ist. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an den Bundesminister 
für Finanzen folgende 

A nf rag e: 

1.) Sind Sie bereit, diesen Forderungen der Pflichtschullehrer 
zu entsprechen? 

2.) vlenn ja, in welchem Ausmaß und wann? 
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